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TEXTTEIL 
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB 
UND ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEMÄß 
§ 9 (4) BAUGB i.V.m § 74 LBO 
 
ZUR BEBAUUNGSPLANÄNDERUNG 
 
„AN DER WEIDE, 6. ÄNDERUNG“ 
  – BEREICH KINDERSPIELPLATZ – 
 
 
 

 
– STAND 26.09.2012 – 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften 
enthalten Festsetzungen nach 
 
- dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. 

I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
- der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 
(BGBI. I S. 466), 

- der Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) und 

- der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GBl. S. 809,814), in Kraft getreten 
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 358). 

 
 
Allgemeine Angaben 
 
Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans bisher bestehen-
den planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen, sowie frühere baupolizeiliche Vor-
schriften werden aufgehoben. 
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Im Geltungsbereich gilt, soweit im zeichnerischen Teil nichts anderes festgesetzt ist, 
folgendes: 
 

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN NACH § 9 (1) BauGB i.V.m. BauNVO 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

- laut Planeintrag - 
 

Allgemeines Wohngebiet - WA (§ 4 BauNVO) 
Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 (3) BauNVO werden gemäß § 1 (6) 
BauNVO ausgeschlossen. 

 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
  

2.1 GRZ - Grundflächenzahl (§§ 16, 19 BauNVO) 
 
 – laut Planeintrag als Höchstmaß – 
 
2.2  GFZ Geschossflächenzahl (§§ 16, 20 BauNVO 
 

– laut Planeintrag als Höchstmaß – 

 
2.3 Zahl der Vollgeschosse (§§ 16, 20  BauNVO) 

 
 – laut Planeintrag – 
 
2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§§ 16, 18  BauNVO) 

 
 – laut Planeintrag als Höchstmaß – 

WH max. = maximale Wandhöhe = 3,90 m 
Die Wandhöhe WH wird gemessen im Schnittpunkt zwischen Hauswand, neuem Gelände und 
Sparrenoberkante. 

  
 
3. Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)  

 
O = offene Bauweise, es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

   (§ 22 (2) BauNVO) 
  

 
4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 (3) BauNVO) 

 
- Baugrenzen laut Planeintrag - 

 
 

5. Stellung der baulichen Anlagen (§9 (1) 2 BauGB) 
 
 Die Gebäudelängsseite/Hauptfirstrichtung ist entsprechend dem Planeintrag auszurichten, 

geringfügige Abweichungen bis 10° sind zulässig. 
 
 

6. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 
    

Die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (VBZ) – Zweckbestimmung Mischfunkti-
onsfläche Verkehrsberuhigter Bereich - dienen der Erschließung des Plangebiets und sind für 
die gleichberechtigte Benutzung durch Fußgänger, Radfahrer und Kraftfahrzeuge auszubil-
den. 
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7. Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB) 
 
Die festgesetzten Grünflächen sind gärtnerisch anzulegen und von Bebauung, die nicht dem 
Nutzungszweck Spielplatz entspricht freizuhalten.  

 
 

8. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr.20 BauGB) 

  
8.1     Schnitt-, Fäll- und Rodungsarbeiten  

Im gesamten Geltungsbereich ist das Schneiden, Fällen und Roden von Gehölzen nur außer-
halb der Vogelbrutzeit zulässig. Die Vogelbrutzeit reicht von 1.März bis 30.September. 
Die Fällung der vorhandenen Obstbäume ist bereits im Rahmen der Erschließung des 
Baugebiets durchzuführen.  

 
8.2     Umweltschonende Beleuchtung 

Bei der Auswahl der Beleuchtung ist die Dimensionierung in Höhe und Anzahl der Leuchten 
sowie bei der Wahl des Leuchtmittels zu berücksichtigen, dass eine Störung für Tier- und 
Pflanzenwelt sowie des Wohnumfeldes und des Bahn- und Straßenverkehrs minimiert oder 
ausgeschlossen wird. Geeignet sind hierzu Natriumdampflampen oder Lampen mit einem 
niedrigeren Blau- und Ultraviolettspektrum als diese (z. B. LED). 
Des Weiteren sind Leuchten zu verwenden, die abgeschirmt sind und nur gewünschte Berei-
che erhellen. 

 
 

9. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

 
 Pflanzgebote für Baugrundstücke 

Pro Grundstück ist ein bestehender Baum zu erhalten oder ein Baum entsprechend der Arten-
verwendungsliste oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang zu ersetzen. 
Nicht versiegelte Flächen sind gärtnerisch als Ansaat und Pflanzflächen anzulegen, zu gestal-
ten und dauerhaft zu unterhalten. 
Die Pflanzenauswahl für Baum- und Straucharten ist auf Arten der Artenverwendungsliste be-
grenzt (Artenverwendungsliste unter Teil C, Hinweise).  
Für die Pflanzungen gelten folgende Mindestqualitäten:  
Sträucher: 2 x verpflanzt, Höhe 100 - 150 cm. 
Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, STU 12-14 

 
Alle Neupflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der Sicher-
heit des Eisenbahnbetriebs entsprechen. Bepflanzungen sind daher nach der Bahnrichtlinie 
882 „Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu planen und herzustellen. 
Gemäß der Richtlinie sind als Mindestpflanzabstände für klein- und mittelwüchsige Sträucher 
8 m einzuhalten, für hochwüchsige Sträucher sind es 10 m und für Bäume 12 m, gemessen 
von der Gleismitte des äußersten Gleises. 
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B SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
NACH § 9 (4) BAUGB i.V.m § 74 LBO 

 
1. Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
 
1.1 Äußere Gestaltung 

Außer Glas sind glänzende und lichtreflektierende Materialien als Dach- und Außenwandma-
terialien nur zulässig, wenn sie einer aktiven oder passiven Nutzung der Sonnenenergie die-
nen. 

 
1.2 Dachform / Dachneigung 
 laut Planeintrag gilt folgende Dachneigung DN: 
 SD (Satteldach)   = 30° –  40° 
  

Je Gebäude sind für das Hauptdach nur einheitliche Dachneigungen zulässig.  
Bei Garagen und Carports sind auch Flachdächer zulässig; Flachdächer sind extensiv zu be-
grünen. Zusammengebaute Garagen und Carports müssen einheitliche Dachlösungen auf-
weisen. 

 
 

2. Werbeanlagen (§ 11 (3) i.V.m. § 74 (1) Nr.2 LBO) 
 
 Werbeanlagen sind auf eine Größe von 1,0 qm Ansichtsfläche begrenzt und nur der Straße 

zugewandt auf dem Grundstück der Leistung zulässig. Dynamische oder selbstleuchtende 
Werbeanlagen sind unzulässig.  

 
 
3. Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen sowie die Art, Gestal-

tung und Höhe von Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
 
3.1 Einfriedungen 
 Die Einfriedung durch massive Mauern darf höchstens 0,5 m über dem angrenzenden Gelän-

de betragen. 
 
 
4. Aufschüttungen und Abgrabungen (§74 (3) Nr. 1 LBO) 

Aufschüttungen und Abgrabungen gegenüber dem natürlichen Geländeverlauf sind bis höch-
stens 1,0 m zugelassen. 

 
 
5. Anzahl von Stellplätzen (§ 74 (2) Nr.2 LBO) 
 Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze nachzuweisen. 
 

 
6. Ordnungswidrigkeiten (§ 75 (3) Nr. 2 und (4) LBO) 

Ordnungswidrig nach § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer entgegen den Örtlichen Bauvorschriften 
vorsätzlich oder fahrlässig als Bauherr, Planverfasser, Unternehmer oder Bauleiter die Fest-
setzungen zur Äußeren Gestaltung, zu Werbeanlagen und zur Freiflächengestaltung (Nr.1-3) 
nicht einhält. 
Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 75 Absatz 4 LBO mit einer Geldbuße bis zu 
100.000 EURO geahndet werden. 
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C HINWEISE 
 
1. Denkmalpflege 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Funden, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Er-
haltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Gründen ein öf-
fentliches Interesse besteht, gem. § 20 DSchG dies dem Denkmalamt im Regierungspräsidi-
um Tübigen, Ref. 25 – Denkmalpflege, Fachbereich Archäologische Denkmalpflege unver-
züglich anzuzeigen ist. Die Möglichkeit der Fundbergung ist einzuräumen. 

 
2. Wasserschutzgebiet 

 
Das Plangebiet befindet sich in der Zone III des rechtskräftigen Wasserschutzgebietes 
„Umenlauh“. Die Bestimmungen der Schutzverordnung sind einzuhalten. 
Innerhalb dieses Gebietes sind Grundwasserentnahmen zur Wärmenutzungen sowie die Er-
richtung von Erdwärmesonden nicht zulässig.  

 
3. Grundwasser 

 
Wird bei Bauarbeiten Grundwasser erschlossen, ist dies gemäß § 37 IV WG der zuständigen 
Fachbehörde unverzüglich anzuzeigen. Die Bauarbeiten sind bis zur Entscheidung der Fach-
behörde einzustellen. Für eine Grundwasserabsenkung während der Bauzeit und eine 
Grundwasserumleitung während der Standzeit der Gebäude ist eine wasserrechtliche Er-
laubnis erforderlich. Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist unzulässig.  

 
4. Bodenschutz - Altlasten 

 
Anfallender Erdaushub (getrennt nach Ober- und Unterboden) hat nach Möglichkeit im Bau-
gebiet zu verbleiben und ist dort wieder zu verwenden bzw. einzubauen. 
Bei Ausbau, Zwischenlagerung und Einbau von Ober- und Unterboden sind die Hinweise der 
Informationsschrift des Ministeriums  für Umwelt Baden-Württemberg "Erhaltung fruchtbaren 
und kulturfähigen Bodens bei Flächeninanspruchnahme" zu beachten. Auf die §§ 4 und 7 des 
Bodenschutzgesetzes wird hingewiesen. 
 
Für das Plangebiet sind keine altlastenverdächtige Flächen bekannt. Werden bei den Aus-
hubarbeiten Verunreinigungen des Bodens festgestellt (z.B. Müllrückstände, Verfärbung des 
Bodens, auffälliger Geruch oder ähnliches), ist das Landratsamt Alb-Donau-Kreis sofort zu 
benachrichtigen. 

 
5. Immissionen 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Lage im ländlichen Raum, Emissionen wie Staub, 
Geruch und Lärm von landwirtschaftlichen Betrieben oder von der Bewirtschaftung landwirt-
schaftlicher Nutzflächen ausgehen können, die als ortsüblich einzustufen sind und zu dulden 
sind. 
 
Bahntrasse und Bahnbetrieb 
Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschädigungslos zu 
dulden. Hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm, Erschütterungen und elektrische Beeinflus-
sungen durch magnetische Felder. Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich 
der Eisenbahn haben gegebenenfalls auf Kosten des Bauherren zu erfolgen. 
In unmittelbarer Nähe der Bahnstrecke ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizini-
schen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu 
rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 
Der Antragsteller / Bauherr verzichtet auf die Geltendmachung von Abwehrmaßnahmen nach 
§ 1004 BGB in Verbindung mit § 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz, die 
durch den Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst sein können. 
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6. Anforderungen entlang des Bahngeländes 
 
Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen, sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung 
und Unterhaltung des Eisenbahnbetriebs sind der DB AG weiterhin im öffentlichen Interesse 
zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 
 
Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und dergleichen, sind blendfrei zum 
Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so an-
zuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich 
nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende 
Abschirmungen anzubringen. 
 
Im Hinblick auf die Verkehrssicherheit empfehlen wir, vom Bauherrn das zu bebauende 
Grundstück zum Bahngelände hin - besonders im Bereich des geplanten Spielplatzes mit ei-
ner dauerhaften Einfriedung abzugrenzen. Diese Maßnahme dient zum Schutz der Personen 
und Fahrzeuge vor den Gefahren des Eisenbahnbetriebs. Rechtsgrundlage ist die Wahrung 
der Verkehrssicherungspflicht gemäß 'den Grundsätzen des § 823 BGB. 
Die Kosten für Herstellung, Erhaltung bzw. Unterhaltung des Zaunes trägt der Antragsteller. 
Die DB AG benötigt aber für Inspektions- und Wartungsarbeiten weiterhin eine Zugangsmög-
lichkeit im Bereich des Bebauungsplans zu den Gleisanlagen. 
 
Bei Planungen und Baumaßnahmen sowie Pflanzmaßnahmen im Umfeld der Bahnlinie ist die 
Deutschen Bahn AG als Angrenzer frühzeitig zu beteiligen. Bei der Bauausführung sind ggf. 
Bedingungen zur sicheren Durchführung des Bahnbetriebs zu beachten. Da Kabel und Lei-
tungen auch außerhalb von DB-eigenem Gelände verlegt sein können, ist rechtzeitig vor Be-
ginn von Maßnahmen eine Kabel- und Leitungsprüfung durchzuführen. 
 

7. Entwässerung  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass tiefer liegende Kellergeschosse möglicherweise nicht im 
Freispiegel entwässert werden können. Gegebenenfalls sind Hebeanlagen auf eigene Kosten 
zu installieren und zu betreiben.  
 
Oberflächenwasser 
Entwässerungsanlagen wie Versickerungsmulden o.ä. dürfen nicht im Geländestreifen zwi-
schen Bau- und Bahngrenze geplant werden. Abwässer u. Oberflächenwässer dürfen nicht 
auf Bahngelände geleitet werden. 
 

8. Retentionszisternen  
 
Falls Regenwasserzisternen der Gewinnung von Brauchwasser dienen sollen, wird ausdrück-
lich auf die DIN-gemäße Trennung von Trinkwasser und Brauchwasser hingewiesen.  
Gemäß der Abwassersatzung ist ein separater Wasserzähler für die Regenwassernutzung zu 
installieren. 

 
9. Energiegewinnung 

 
Aus Gründen der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erwünscht. Im Rahmen 
der Festsetzungen sind diese Anlagen zulässig.  
Die Nutzung von Geothermie ist im Wasserschutzgebiet nicht zulässig. 
 

10. Grünordnerische Hinweise 
 
Bei der Baustoffauswahl ist auf die Verwendung von umweltverträglichen und recyclingfähi-
gen Baustoffen zu achten. 
Nach Möglichkeit ist vorhandene Grünbestand, auch wenn er im Bebauungsplan nicht als zu 
erhalten dargestellt wurde, zu integrieren. 
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11. Baumpflanzungen 
 

Mit Baum- und Gehölzstandorten sind gegenüber geplanten und bestehenden Leitungs-
strassen ausreichende Abstände einzuhalten oder Schutzmaßnahmen zu treffen. Es ist das 
Markblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989, zu beachten. 
 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der Si-
cherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Bepflanzungen sind daher nach Bahn-
Richtlinie 882 "Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle" zu planen und her-
zustellen. 
Die für die Planung erforderlichen Richtlinienmodule 882.0210 bis 882.0230 sowie 882.0332 
bis 882.0333AOI können bei der folgenden Stelle bezogen werden: 
DB Kommunikationstechnik GmbH 
Medien- und Kommunikationsdienste 
Logistikcenter (T.CVM 4) 
Kriegsstraße 136 
76133 Karlsruhe 
Tel.: 0721-938-5965 
Fax: 0721-938-5509 
dzd-bestellservice@deutschebahn.com 
 
Gemäß der Richtlinie sind als Mindestpflanzabstände für klein- und mittelwüchsige Sträucher 
8 m einzuhalten, für hochwüchsige Sträucher sind es 10 m und für Bäume 12 m, gemessen 
von der Gleismitte des äußersten Gleises. 
 
Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen sind so zu gestalten, dass ein 
Überhang nach § 910 BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbarrechts eingehalten 
sind. Die Abstände der Pflanzorte sind so wählen, dass der Abstand zur Grenze gleich der 
Endwuchshöhe der Bäume und der Sträucher ist. Die Pflanzung darf zu keinem Zeitpunkt die 
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs gefährden. Die Sicht auf Eisenbahn-Signale darf nicht be-
einträchtigt werden. 
 
Die entstehen Kosten für die Baumpflege oder Beseitigung werden nicht von der DB Netz AG 
übernommen, sondern sind vom Eigentümer des benachbarten Grundstücks zu bezahlen.  

 
12. Artenverwendungsliste 

  
Bei Anpflanzungen sind nur gebietsheimische Gehölze für das Gemeindegebiet Allmendingen 
aus der folgenden Liste auszuwählen. Die Pflanzen sollen aus dem Herkunftsgebiet Nr. 8 
(Schwäbische und Fränkische Alb) stammen. Die fett gedruckten Arten sind bevorzugt zu 
verwenden. Obstgehölze sind grundsätzlich zulässig. 

 
Bäume: 
 

Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse 

Feldahorn Acer campestre II. Ordnung 

Hainbuche Carpinus betulus II. Ordnung 

Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata II. Ordnung 

Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna II. Ordnung 

Zitterpappel Populus tremula II. Ordnung 
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Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse 

Vogel-Kirsche Prunus avium II. Ordnung 

Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus II. Ordnung 

Sal-Weide Salix caprea II. Ordnung 

Purpur-Weide Salix purpurea II. Ordnung 

Fahl-Weide Salix rubens II. Ordnung 

Korb-Weide Salix viminalis II. Ordnung 

Vogelbeere Sorbus aucuparia II. Ordnung 

 

 

Sträucher: 
 

Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse* 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea Strauch 

Gewöhnliche Hasel Corylus avellana Strauch 

Gewöhnl. Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus Strauch 

Faulbaum  Frangula alnus Strauch 

Gewöhnlicher Liguster  Ligustrum vulgare Strauch 

Schlehe Prunus spinosa Strauch 

Kreuzdorn Rhammus cathartica Strauch 

Echte Hunds-Rose Rosa canina Strauch 

Wein-Rose Rosa rubiginosa Strauch 

Grau-Weide Salix cinerea Strauch 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra Strauch 

Trauben-Holunder  Sambucus racemosa Strauch 

Wolliger Schneeball  Viburnum lantana Strauch 

Gewöhnlicher Schneeball  Viburnum opulus Strauch 

 
  
 
Aufgestellt:  
Stuttgart, den 25.06.2012 
Letztmalig geändert: 21.09.2012 
Wick + Partner 
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1. Einführung 

1.1 Anlass 

Im Zusammenhang mit der geplanten Bebauungsplanänderung „An der Weide, 6. Änderung“ 
– Bereich Kinderspielplatz- ist zur Berücksichtigung der Naturschutzbelange im Rahmen der 
Planung auch der besondere Artenschutz nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG 
abzuarbeiten. Die Naturschutzgesetzgebung verbietet Beeinträchtigungen europarechtlich ge-
schützter Arten bzw. ihrer Lebensstätten. Aus diesem Sachverhalt können sich planerische 
und verfahrenstechnische Konsequenzen ergeben, die sich aus den §§ 44 und 45 BNatSchG 
ableiten.  
In diesem Zusammenhang steht die vorliegende Relevanzprüfung 

1.2 Zielsetzung 

Gegenstand dieser Relevanzprüfung ist es, in einer ersten Stufe auf Basis der erfassten Habi-
tatstrukturen das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial hinsichtlich der Verbotstatbestände 
des § 44 BNatSchG zu ermitteln, um daraus die planerischen Konsequenzen und Empfehlun-
gen zum weiteren Vorgehen ableiten zu können. Der Untersuchungsansatz richtest sich dabei 
besonders auf die europäischen Vogelarten nach Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie und 
die nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten Arten. Nur national geschützte Arten sind 
nicht Gegenstand der artenschutzrechtlichen Verbote im Sinne des § 44 BNatSchG. 

1.3 Vorgehensweise 

Für die vorliegende artenschutzrechtliche Konflikteinschätzung wurde am 10.07.2012 eine Ge-
ländebegehung durchgeführt und das Gebiet gezielt nach geeigneten Habitatstrukturen für die 
relevanten Artengruppen abgesucht sowie auf Hinweise auf mögliche Vorkommen geprüft. 

1.4 Grundlagensichtung 

Eine Anfrage beim zuständigen Naturschutzbeauftragten ergab, dass der Feldsperling in den 
innerörtlichen Freiflächen Allmendingens regelmäßig vorkommt. Im Rahmen einer Übersichts-
begehung wurde innerhalb des Bereichs Gartenbaumläufer und Gartenrotschwanz beobach-
tet. Bei Feldsperling und Gartenrotschwanz handelt es sich um Arten der Vorwarnliste der Ro-
ten Liste der Brutvogelarten Baden-Württembergs.  
Die Arten der Kategorie „Vorwarnliste“ stehen außerhalb der Roten Liste, weil die darin zu-
sammengefassten Arten zwar Bestandsrückgänge oder Lebensraumverluste aufweisen, aber 
noch nicht in ihrem Bestand gefährdet sind. 
 
 

2. Besonderer Artenschutz (europäischer Artenschutz) 

2.1  § 44 BNatSchG: Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten 

Zum Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten vor Beeinträchtigungen durch den Men-
schen sind auf gemeinschaftsrechtlicher und nationaler Ebene umfangreiche Vorschriften er-
lassen worden. Europarechtlich ist der Artenschutz in den Artikeln 12, 13 und 16 der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen vom 21.05.1992 - FFH-Richtlinie - (ABl. EG Nr. L 206/7) sowie in den Arti-
keln 5 bis 7 und 9 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden 
Vogelarten vom 02.04.1979 - Vogelschutzrichtlinie - (ABl. EG Nr. L 103) verankert.  
Im nationalen deutschen Naturschutzrecht (Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 
[BGBl. IA. 2542], das seit 01. März 2010 in Kraft ist) ist der Artenschutz in den Bestimmungen 
der §§ 44 und 45 BNatSchG verankert. Entsprechend § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG gelten die 
artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingriffen in Natur und 
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Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne 
des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG nur für die in Anhang IV der FFH-RL aufgeführte Tier- und 
Pflanzenarten sowie für die Europäischen Vogelarten (europarechtlich geschützte Arten).  
Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung wird für diese relevanten Arten zunächst un-
tersucht, ob nachfolgende Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt sind. 

 

Verbotstatbestände / Zugriffsverbote nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz:  
(1) es ist verboten:  
1.  „wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören“. (Tötungsverbot) 

2.  „wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert“. (Störungsverbot) 

3.  „Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören“. (Schädigungsverbot)  

4.  „wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören“. 
(Schädigungsverbot) 

 
Im Kontext des Verfahrens gilt ergänzend:  
„(5) Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne 
des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, gel-
ten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. 
Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische 
Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 
Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und 
im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch 
gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der 
von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang 
IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 ent-
sprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und 
Vermarktungsverbote vor.“ 
 

2.2 Möglichkeiten zur Vermeidung bzw. Überwindung der Verbote des § 44 (1) BNatSchG  

Wenn trotz Berücksichtigung der üblichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen Ver-
botstatbestände erfüllt werden, ist zu prüfen, inwieweit Möglichkeiten des vorgezogenen Funk-
tionsausgleichs (CEF-Maßnahmen) bestehen bzw. die Voraussetzungen für eine Ausnahme-
prüfung zur Überwindung der Verbote gegeben sind.  
 
Vermeidungsmaßnahmen 
Vermeidungsmaßnahmen dienen dem Zweck die zu erwartende Erfüllung von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden. Hierbei kann es sich sowohl um zeitliche Be-
schränkung wie den Eingriff in Gehölzbiotope außerhalb der Brutzeit als auch um technische 
Maßnahmen wie eine veränderte Bauweise zur Reduktion von Emissionen oder eine Tras-
senverlegung in aus artenschutzrechtlicher Sicht weniger empfindliche Bereiche handeln. Der 
Verbotstatbestand gilt dann als vermieden, wenn im Sinne der Zumutbarkeit keine vermeidba-
ren Tötungen durch ein Vorhaben stattfinden, der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art nicht verschlechtert wird, oder die ökologische Funktion von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt.  
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Maßnahmen zum Vorgezogenen Funktionsausgleich  
Sofern der Erhalt der ökologische Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang bei Realisierung von Eingriffen nicht mehr gegeben ist, können nach § 
44 (5) BNatSchG bei Bedarf auch Maßnahmen zum vorgezogenen Funktionsausgleich (CEF-
Maßnahmen, ’continous ecological functionality’) durchgeführt werden. Der vorgezogene 
Funktionsausgleich ist nur dann gegeben, wenn vor Umsetzung des geplanten Eingriffs ein für 
die betroffenen Arten äquivalentes Ersatzhabitat geschaffen und von diesen besiedelt wurde. 
Diese Ersatzlebensräume müssen sich im räumlich funktionalen Zusammenhang befinden, so 
dass sie von den betroffenen Individuen eigenständig besiedelt werden können.  
Nach dem GUIDANCE DOCUMENT (2007) der EU-Kommission müssen die Maßnahmen mit 
großer Sicherheit ausreichen, um Beschädigungen oder Zerstörungen zu vermeiden. Die Be-
urteilung der Erfolgsaussichten muss sich auf objektive Informationen stützen und den Beson-
derheiten und spezifischen Umweltbedingungen der betreffenden Lebensstätte Rechnung tra-
gen. Darüber hinaus ist bei der Durchführung von funktionserhaltenden Maßnahmen der Er-
haltungszustand der betreffenden Art zu berücksichtigen. So muss beispielsweise bei selte-
nen Arten mit einem ungünstigen Erhaltungszustand die Sicherheit, dass die Maßnahmen ih-
ren Zweck erfüllen werden, größer sein als bei verbreiteten Arten mit einem günstigen Erhal-
tungszustand (GUIDANCE DOCUMENT 2007).  
Wenn davon auszugehen ist, dass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten bestehen bleibt und der Verbleib der betroffenen Populationen in einem günstigen Er-
haltungszustand gewährleistet ist, wird kein Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG erfüllt. 
Demzufolge ist eine Ausnahmeprüfung nach § 45 nicht mehr erforderlich.  
 
Ausnahmeprüfung 
Bei Vorliegen von Verbotstatbeständen im Sinne von § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
können die artenschutzrechtlichen Verbote im Wege einer Ausnahmeprüfung nach § 45 
BNatSchG überwunden werden. Gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG kann von den Verboten des § 
44 BNatSchG Ausnahme u. a. erteilt werden, wenn  
•  der Nachweis erbracht werden kann, dass es zum Vorhaben keine zumutbare Alternative 

gibt, was technische wie standörtliche Alternativen umfasst und  
•  zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen und  
•  bei europäischen Vogelarten sich der Erhaltungszustand der lokalen Population nicht ver-

schlechtert bzw. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie in einem günstigen Erhaltungs-
zustand verbleiben.  

Die Ausnahmeerteilung nach § 45 Abs. 7 kann gegebenenfalls mit Nebenbestimmungen, wie 
z.B. einem Monitoring oder einer ökologischen Baubegleitung, versehen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



Gemeinde Allmendingen, Bebauungsplan „An der Weide, 6. Änderung“ – Bereich Kinderspielplatz – 6 
 
   Stand 26.09.2012 

 

 

3. Untersuchungsgebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Siedlungsbereich von Allmendin-
gen und wird gemäß der naturräumlichen Gliederung nach RIPS LUBW dem Naturraum Mitt-
lere Flächenalb zugeordnet. 
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3. 1 Bestand 

Habitatstrukturtypen 
Im Rahmen der Übersichtsbegehung im Juli 2012 wurden die Habitatstrukturtypen gemäß 
dem Schlüssel des Informationssystems Zielartenkonzept (ZAK) erfasst und vor Ort  geprüft, 
welche rechtlich relevanten Arten oder Artengruppen betroffen sein können bzw. welche auf-
grund der Habitatansprüche ausgeschlossen werden können. Zusätzlich wurde eine Abfrage 
des Zielartenkonzepts Ba-Wü für die Gemeinde Allmendingen durchgeführt, um Hinweise auf 
europarechtlich geschützte Arten zu erhalten.  
S
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Streuobstwiese 
Streuobstwiese im Norden befindet sich in einem ungepflegten Zustand. Der Wiesenbereich 
ist dort seit einigen Jahren nicht mehr gemäht und befindet sich in einem Brachestadium.  
An den Streuobstbäumen im Norden und Süden konnten im Rahmen der Übersichtsbegehung 
keine Baumhöhlen oder dauerhaften Nester festgestellt werden. Ausnahme bildet ein Baum 
mit einer senkrechten Aushöhlung im Stamm, die als Bruthöhle oder Fledermausquartier auf 
Grund des eindringenden Regens keine Eignung hat. Aufgrund der fehlenden Höhlen ist nicht 
von einem typischen aus naturschutzfachlicher Sicht, schützenswerten Arteninventar der 
Streuobstwiesen (z. B. Grünspecht, Wendehals, Steinkauz, Halsbandschnäpper etc., Fleder-
mausquartieren) auszugehen. 

 
Gebüsche mittlere Standorte 
Entlang der Böschung der Stichstraße im Plangebiet wachsen drei einzelne Sträucher ( 2 Ro-
sa Canina,, 1 Cornus sanguinea) 

  
4. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Im Bebauungsplan sind folgende  Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen festgesetzt: 
 
Schnitt-, Fäll- und Rodungsarbeiten  
Im gesamten Geltungsbereich ist das Schneiden, Fällen und Roden von Gehölzen nur außer-
halb der Vogelbrutzeit zulässig. Die Vogelbrutzeit reicht von 1.März bis 30.September. Die 
Fällung der vorhandenen Obstbäume ist bereits im Rahmen der Erschließung des 
Baugebiets durchzuführen.  

 

 

Code Habitatstrukturtyp 

D 2.2.1 
Grünland frisch und (mäßig) nährstoffreich (typische 
Glatthaferwiesen und verwandte Typen) 

D 3.2 
Streuobstwiesen frisch und (mäßig) nährstoffreich (typi-
sche Glatthaferwiesen und verwandte Typen) 
 

D 6.1.2 Gebüsche und Hecken mittlerer Standorte 

- 
versiegelte Straße 
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Umweltschonende Beleuchtung 
Bei der Auswahl der Beleuchtung ist die Dimensionierung in Höhe und Anzahl der Leuchten 
sowie bei der Wahl des Leuchtmittels zu berücksichtigen, dass eine Störung für Tier- und 
Pflanzenwelt sowie des Wohnumfeldes und des Bahn- und Straßenverkehrs minimiert oder 
ausgeschlossen wird. Geeignet sind hierzu Natriumdampflampen oder Lampen mit einem 
niedrigeren Blau- und Ultraviolettspektrum als diese (z. B. LED). 
Des Weiteren sind Leuchten zu verwenden, die abgeschirmt sind und nur gewünschte Berei-
che erhellen. 

 
Pflanzgebote für Baugrundstücke 
Pro Grundstück ist ein bestehender Baum zu erhalten oder ein Baum entsprechend der Arten-
verwendungsliste oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang zu ersetzen. Nicht versiegelte Flächen sind gärtnerisch als Ansaat und Pflanzflä-
chen anzulegen, zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Die Pflanzenauswahl für Baum- 
und Straucharten ist auf Arten der Artenverwendungsliste begrenzt (gebietsheimische Gehöl-
ze für Allmendingen)  
Für die Pflanzungen gelten folgende Mindestqualitäten:  
Sträucher: 2 x verpflanzt, Höhe 100 - 150 cm, Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, STU 12-14 
 

5. Abschichtung relevanter Arten 

Anhand der festgestellten Habitatstrukturen und der bekannten Verbreitungsareale erfolgt un-
ter Berücksichtigung der projektspezifischen Wirkfaktoren und der geplanten Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen eine gestufte Abschichtung der in Baden-Württemberg vor-
kommenden europarechtlich geschützten Arten nach Anhang IV FFH-Richtlinie und Art. 1 der 
EU-Vogelschutzrichtlinie. Die Nichtrelevanz einer Art begründet sich entweder durch die Lage 
des Vorhabenswirkraumes außerhalb des bekannten Verbreitungsgebietes der Art (H), durch 
eine fehlende Habitateignung innerhalb des Vorhabenswirkraumes (H) oder durch eine pro-
jektspezifisch so geringe Betroffenheit (B), dass mit hinreichender Sicherheit davon ausge-
gangen werden kann, dass keine Verbotstatbestände erfüllt werden können. Das jeweilige 
Abschichtungskriterium ist in der nachfolgenden Tabelle artspezifisch angegeben. Die nicht 
abgeschichteten Arten, für die sich ein Vorkommen im Vorhabenswirkraum und eine projekt-
bezogene Betroffenheit nicht ausschließen lassen, bilden die artenschutzrechtlich prüfrelevan-
ten Arten (P). 

 
Abschichtungskriterium:  
P:  X = Vorkommen bzw. Betroffenheit der Art(en) im Vorhabenswirkraum nicht aus-

geschlossen = prüfrelevant  
H:  X = Wirkraum des Vorhabens liegt außerhalb des bekannten Verbreitungsgebiets 

der Art(en) oder innerhalb des Wirkraums sind die Habitatansprüche der Art(en) 
grundsätzlich nicht erfüllt 

B:  X = Betroffenheit von Verbotstatbeständen kann ausgeschlossen werden (z. B. 
fehlende Empfindlichkeit, geringe Reichweite der Wirkfaktoren, keine Betroffenheit 
von Habitaten, Vermeidungsmaßnahmen etc.)  
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Arten nach Anhang IV FFH-Richtlinie 
 

P Artname, deutsch Artname, wiss. H B 
Säugetiere (ohne Fledermäuse)  
 Biber Castor fiber  x  
 Feldhamster Cricetus cricetus  x  
 Haselmaus Muscardinus avellanarius   x 
 Luchs Lynx lynx  x  
 Wildkatze Felis silvestris  x  
Fledermäuse 
 Bechsteinfledermaus Myotis bechsteinii  x  
x Braunes Langohr Plecotus auritus  x  
 Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus  x  
x Fransenfledermaus Myoti nattereri  x  
 Graues Langohr Plecotus austriacus  x  
 Große Bartfledermaus Myotis brandtii x  
 Große Hufeisennase Rhinolophus ferrumequinum x  
x Großer Abendsegler Nyctalus noctula x  
 Großes Mausohr Myotis myotis x  
 Kleine Bartfledermaus Myotis mystacinus x  
 Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri x  
 Kleine Hufeisennase Rhinolophus hipposideros x  
 Mopsfledermaus Barbastella barbastellus  x  
 Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus  x  
 Nordfledermaus Eptesicus nilssonii  x  
 Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii  x  
x Wasserfledermaus Myotis daubentonii  x  
 Weißrandfledermaus Pipistrellus kuhlii  x  
 Wimpernfledermaus Myotis emarginatus  x  
 Zweifarbfledermaus Vespertilio murinus  x  
x Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus    
Reptilien 
 Äskulapnatter Zamenis longissima  x  
 Europäische Sumpfschildkröte Emys orbicularis  x  
 Mauereidechse Podarcis muralis  x  
 Schlingnatter Coronella austriaca  x  
 Westliche Smaragdeidechse Lacerta bilineata* x  
 Zauneidechse Lacerta agilis  x  
Amphibien 
 Alpensalamander Salamandra atra x  
 Europäischer Laubfrosch Hyla arboreta x  
 Geburtshelferkröte Alytes obstetricans x  
 Gelbbauchunke Bombina variegata x  
 Kammmolch Triturus cristatus  x  
 Kleiner Wasserfrosch Rana lessonae  x  
 Knoblauchkröte Pelobates fuscus x  
 Kreuzkröte Bufo calamita  x  
 Moorfrosch Rana arvalis  x  
 Springfrosch Rana dalmatina  x  
 Wechselkröte Bufo viridis  x  
Schmetterlinge 
 Apollofalter Parnassius apollo x  
 Blauschillernder Feuerfalter Lycaena helle x  
 Dunkler Wiesenknopf- Ameisen-

bläuling 
Maculinea nausithous x  

 Eschen-Scheckenfalter Hypodryas maturna x  
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 Gelbringfalter Lopinga achine x  
 Großer Feuerfalter Lycaena dispar x  
 Haarstrangwurzeleule Gortyna borelii x  
 Heller Wiesenknopf-

Ameisenbläuling 
Maculinea teleius x  

 Nachtkerzenschwärmer Proserpinus proserpina x  
 Schwarzfleckiger Ameisenbläuling Maculinea arion x  
 Schwarzer Apollofalter Parnassius mnemosyne x  
 Wald-Wiesenvögelchen Coenonympha hero x  
Käfer 
 Alpenbock Rosalia apina x  
 Eremit, Juchtenkäfer Osmoderma eremita x  
 Heldbock Cerambyx cerdo  x  
 Schmalbindiger Breitflügel-

Tauchkäfer 
Graphoderus bilineatus  
 

x  

Libellen 
 Asiatische Keiljungfer Gomphus flavipes  x  
 Große Moosjungfer Leucorrhinia pectoralis x  
 Grüne Flussjungfer Ophiogomphus cecilia x  
 Sibirische Winterlibelle Sympecma paedisca  x  
 Zierliche Moosjungfer Leucorrhinia caudalis x  
Weichtiere 
 Bachmuschel Unio crassus x  
 Zierliche Tellerschnecke Anisus vorticulus x  
Pflanzen 
 Biegsames Nixkraut Najas flexilis  x  
 Bodensee-Vergissmeinnicht  Myosotis rehsteineri  x  
 Dicke Trespe  Bromus grossus  x  
 Frauenschuh  Cypripedium calceolus  x  
 Kleefarn  Marsilea quadrifolia  x  
 Kriechender Sellerie Apium repens  x  
 Liegendes Büchsenkraut  Lindernia procumbens  x  
 Prächtiger Dünnfarn  Trichomanes speciosum  x  
 Sand-Silberscharte  Jurinea cyanoides  x  
 Sommer-Drehwurz  Spiranthes aestivalis  x  
 Sumpf-Gladiole  Gladiolus palustris x  
 Sumpf-Glanzkraut  Liparis loeselii  x  
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Europäische Vogelarten nach Art. 1 EU-Vogelschutzrichtlinie  
Alle europäischen Vogelarten sind durch Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie europa-rechtlich 
geschützt und damit hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG un-
tersuchungsrelevant.  
Für Vogelarten mit hervorgehobener naturschutzfachlicher Bedeutung erfolgt eine artbezoge-
ne Abschichtung. Folgende Kriterien definieren eine Vogelart mit hervorgehobener natur-
schutzfachlicher Bedeutung:  
- gefährdete Art  
- hinsichtlich des Habitats anspruchsvolle Art  
- streng geschützte Art  
- seltene Art  
- in Kolonien brütende Art  
- Art nach Anhang I bzw. Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie  

 
Für häufige und anspruchsarme Vogelarten mit ähnlichen ökologischen Ansprüchen und somit 
ähnlichen Empfindlichkeiten gegenüber Eingriffen erfolgt eine Abschichtung auf Basis von 
neststandortbezogenen Vogelgilden. Die Gilden werden wie folgt definiert:  
- Bodenbrüter (Nest am Boden oder dicht darüber)  
- Gebäudebrüter (Nest überwiegend in oder an Gebäuden und Bauwerken)  
- Halbhöhlen- und Nischenbrüter (Nest in Nischen oder Halbhöhlen)  
- Höhlenbrüter (Nest in Baumhöhlen)  
- Röhricht-/Staudenbrüter (Nest in Röhrichten und Hochstauden)  
- Zweigbrüter (Nest in Gehölzen deutlich über dem Boden)  
 
 

P Artname, deutsch / Vogelgilde Artname, wiss. H B 
 Alpensegler  Apus melba  x  
 Auerhuhn  Tetrao urogallus  x  
 Bartmeise  Panurus biarmicus  x  
 Baumfalke  Falco subbuteo  x  
 Baumpieper  Anthus trivialis  x  
 Bekassine  Gallinago gallinago  x  
 Berglaubsänger  Phylloscopus bonelli  x  
 Bergpieper  Anthus spinoletta  x  
 Beutelmeise  Remiz pendulinus  x  
 Bienenfresser  Merops apiaster  x  
 Birkenzeisig  Carduelis flammea  x  
 Blaukehlchen  Luscinia svecica  x  
 Braunkehlchen  Saxicola rubetra  x  
 Dohle  Corvus monedula  x  
 Dreizehenspecht  Picoides tridactylus  x  
 Drosselrohrsänger  Acrocephalus arundinaceus  x  
 Eisvogel  Alcedo atthis  x  
 Feldlerche  Alauda arvensis  x  
 Flussregenpfeifer  Charadrius dubius  x  
 Flussseeschwalbe  Sterna hirundo  x  
 Flussuferläufer  Actitis hypoleucos x  
 Gänsesäger  Mergus merganser x  
 Gebirgsstelze  Motacilla cinerea  x  
 Grauammer  Emberiza calandra x  
 Graugans  Anser anser  x  
 Graureiher  Ardea cinerea x  
 Grauspecht  Picus canus  x  
 Großer Brachvogel  Numenius arquata x  
x Grünspecht Picus viridis    
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 Habicht  Accipiter gentilis x  
x Halsbandschnäpper  Ficedula albicollis    
 Haselhuhn  Tetrastes bonasia x  
 Haubenlerche  Galerida cristata  x  
 Haubentaucher  Podiceps cristatus x  
 Heidelerche  Lullula arborea  x  
 Höckerschwan  Cygnus olor  x  
 Hohltaube  Columba oenas  x  
 Kiebitz  Vanellus vanellus x  
 Knäkente  Anas querquedula x  
 Kolbenente  Netta rufina  x  
 Kolkrabe  Corvus corax x  
 Kormoran  Phalacrocorax carbo x  
 Krickente  Anas crecca  x  
 Kuckuck  Cuculus canorus   x 
 Lachmöwe  Larus ridibundus  x  
 Löffelente  Anas clypeata  x  
 Mauersegler  Apus apus  x  
 Mäusebussard  Buteo buteo  x  
 Mehlschwalbe  Delichon urbicum  x  
 Mittelmeermöwe  Larus michahellis x  
 Mittelspecht  Dendrocopus medius x  
 Moorente  Aythya nyroca  x  
 Neuntöter  Lanius collurio x  
 Orpheusspötter  Hippolais polyglotta  x  
 Ortolan  Emberiza hortulana  x  
 Purpurreiher  Ardea purpurea  x  
 Raubwürger  Lanius excubitor x  
 Rauchschwalbe  Hirundo rustica  x  
 Raufußkauz  Aegolius funereus  x  
 Rebhuhn  Perdix perdix  x  
 Reiherente  Aythya fuligula  x  
 Ringdrossel  Turdus torquatus  x  
 Rohrdommel  Botaurus stellaris  x  
 Rohrschwirl  Locustella luscinioides  x  
 Rohrweihe  Circus aeruginosus  x  
 Rotkopfwürger  Lanius senator  x  
 Rotmilan  Milvus milvus  x  
 Saatkrähe  Corvus frugilegus  x  
 Schafstelze  Motacilla flava  x  
 Schilfrohrsänger  Acrocephalus schoenobaenus  x  
 Schlagschwirl  Locustella fluviatilis  x  
 Schleiereule  Tyto alba  x  
 Schnatterente  Anas strepera  x  
 Schwarzhalstaucher  Podiceps nigricollis  x  
 Schwarzkehlchen  Saxicola rubicola  x  
 Schwarzkopfmöwe  Larus melanocephalus  x  
 Schwarzmilan  Milvus migrans  x  
 Schwarzspecht  Dryocopus martius  x  
 Schwarzstorch  Ciconia nigra  x  
 Sperber  Accipiter nisus  x  
 Sperlingskauz  Glaucidium passerinum  x  
x Steinkauz  Athene noctua   
 Steinschmätzer  Oenanthe oenanthe  x  
 Sturmmöwe  Larus canus  x  
 Tafelente  Aythya ferina x  
 Teichhuhn  Gallinula chloropus  x  
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 Tüpfelsumpfhuhn  Porzana porzana  x  
 Turmfalke  Falco tinnunculus  x  
 Turteltaube  Streptopelia turtur  x  
 Uferschwalbe  Riparia riparia  x  
 Uhu  Bubo bubo  x  
 Wachtel  Corturnix corturnix  x  
 Wachtelkönig  Crex crex  x  
 Waldkauz  Strix aluco  x  
 Waldlaubsänger  Phylloscopus sibilatrix  x  
 Waldohreule  Asio otus  x  
 Wanderfalke  Falco peregrinus  x  
 Wasseramsel  Cinclus cinclus  x  
 Wasserralle  Rallus aquaticus  x  
 Weißrückenspecht  Dendrocopus leucotos  x  
 Weißstorch  Ciconia ciconia  x  
x Wendehals  Jynx torquilla    
 Wespenbussard  Pernis apivorus  x  
 Wiedehopf  Upupa epops  x  
 Wiesenpieper  Anthus pratensis  x  
 Wiesenweihe  Circus pygargus  x  
 Zaunammer  Emberiza cirlus  x  
 Ziegenmelker  Caprimulgus europaeus  x  
 Zippammer  Emberiza cia  x  
 Zitronenzeisig  Carduelis citrinella  x  
 Zwergdommel  Ixobrychus minutus  x  
 Zwergtaucher  Tachybaptus ruficollis  x  

 
 
 

6. Artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial 

Konflikt- 
potenzial 

Begründung 

Hoch Habitateignung für Arten des Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie bzw. des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie mit hohen Habitatansprüchen und einem ungünsti-
gen Erhaltungszustand auf Landesebene, Bundesebene oder in der Biogeogra-
phischen Region. Es ist eine hohe Betroffenheit der Arten durch das Vorhaben 
anzunehmen.  
Von einer Erfüllung von Verbotstatbeständen nach § 44(1) BNatSchG ist aus-
zugehen.  

Es ist davon auszugehen, dass zur Vermeidung bzw. Überwindung der Verbote 
ein umfangreicher vorgezogener Funktionsausgleich (CEF-Maßnahme) 

nach § 44 (5) bzw. eine Ausnahmeprüfung nach § 45 (7) erforderlich wird.  

Mittel Habitateignung für Arten des Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie bzw. des An-
hang IV der FFH-Richtlinie. Eine Betroffenheit der Arten durch das Vorhaben ist 
anzunehmen.  
Das Erfüllen von Verbotstatbeständen nach § 44(1) BNatSchG ist wahr-
scheinlich.  
Es ist davon auszugehen, dass zur Vermeidung der Verbote ein vorgezogener 
Funktionsausgleich (CEF-Maßnahme) im Sinne des § 44 (5) erforderlich wird.  
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Die Planung sieht eine Änderung eines bestehenden Bebauungsplanes „An der Weide, 6. 
Änderung“ – Bereich Spielplatz – vor.  
Unter Berücksichtigung der ermittelten Habitatpotenziale und Arthinweise ergibt sich hieraus 
ein geringes artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial. Dies begründet sich aus der innerörtli-
chen Lage des Bebauungsplangebiets, die in erster Linie ubiquitäre an den Siedlungsbereich 
gewohnte Vogelvorkommen erwarten lässt. Weiterhin konnten an den Obstgehölzen keine 
Bruthöhlen festegestellt, die auf  im Kontext mit dem §44 BNatSchG relevante Brutvogelarten  
oder Fledermausquartiere schließen lassen. Wenngleich die Fläche ein potenziell geeignetes 
Nahrungshabitat darstellt.   
Bei Beachtung bauzeitlicher Restriktionen während der sensiblen Zeiten von Vögeln und Fle-
dermäusen können demnach mit hinreichender Sicherheit Direktverluste, erhebliche Störun-
gen und Beeinträchtigungen der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
europarechtlich geschützter Arten nach Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie und Anhang IV 
der FFH-Richtlinie ausgeschlossen werden.  

 

Artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial: gering 
 
 
 

7. Empfehlung zum weiteren Vorgehen  

Vertiefende Untersuchungen  
Unter Berücksichtigung des geringen Konfliktpotenzials liegen mit den Ergebnissen der Ge-
ländebegehung ausreichende Erkenntnisse vor, um verbotsrelevante Beeinträchtigungen im 
Sinne des § 44 (1) BNatSchG für europarechtlich geschützte Arten mit nahezu hinreichender 
Sicherheit ausschließen zu können, sofern die o. g. Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen beachtet werden. In Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes kann somit 
auf vertiefende Bestandsaufnahmen zu diesen beiden Artengruppen verzichtet werden, da sie 
keinen für die Zulässigkeit der Bebauungsplanänderung wesentlichen Erkenntnisgewinn ver-
sprechen (vgl. BVerwG 9 A 14.07 S. 27 Abs. 57).  

 
Hinweise zu Maßnahmen  
Gemäß dem in der Abschichtung ermittelten prüfrelevanten Artenspektrum müssen Eingriffe in 
die vorhandenen Gehölze zeitlich fixiert werden, um den Verbotstatbestand der Tötung oder 
Beschädigung von Individuen in den Eingriffsflächen zu vermeiden. Die Sichtkontrolle der Ge-
hölze ergab zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Bruthöhlen oder dauerhaften Nester. Bei ei-
ner Rodung der Gehölze im Winter, außerhalb der Brutperiode der Vögel und der Aktivitäts-
phase von Fledermäusen, ist somit nicht zu erwarten, dass Individuen bzw. ihre Entwicklungs-
stadien zu Schaden kommen. Demzufolge eignet sich für die Entnahme von Gehölzbeständen 
der Zeitraum von Oktober bis Ende Februar.  
Durch die Auswahl der Beleuchtung kann eine Störung für Tierwelt ausgeschlossen werden.  
Die Bepflanzung mit gebietsheimischen Gehölzen ist geeignet die Auswirkungen der Bebau-
ung zu minimieren. 

  
 

Gering Geringe Habitateignung bzw. Betroffenheit von Arten des Art. 1 der EU-
Vogelschutzrichtlinie bzw. des Anhang IV der FFH-Richtlinie und Habi-
tateignung beschränkt auf ubiquitäre Arten.  
Das Erfüllen von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG ist möglich.  

Ggf. können die Verbote durch eine entsprechende Maßnahmenrealisierung 
(im Sinne von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen) vermieden werden.  
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Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde  
Die Ergebnisse und das weitere Vorgehen werden im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
zum Bebauungsplan mit der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
abgestimmt. 
 
 

8. Anhang Artenverwendungsliste 

  
Bei Anpflanzungen sind nur gebietsheimische Gehölze für das Gemeindegebiet Allmendingen 
aus der folgenden Liste auszuwählen. Die Pflanzen sollen aus dem Herkunftsgebiet Nr. 8 
(Schwäbische und Fränkische Alb) stammen. Die fett gedruckten Arten sind bevorzugt zu 
verwenden. Obstgehölze sind grundsätzlich zulässig. 

 
Bäume: 
 

Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse 

Feldahorn Acer campestre II. Ordnung 

Hainbuche Carpinus betulus II. Ordnung 

Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata II. Ordnung 

Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna II. Ordnung 

Zitterpappel Populus tremula II. Ordnung 

Vogel-Kirsche Prunus avium II. Ordnung 

Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus II. Ordnung 

Sal-Weide Salix caprea II. Ordnung 

Purpur-Weide Salix purpurea II. Ordnung 

Fahl-Weide Salix rubens II. Ordnung 

Korb-Weide Salix viminalis II. Ordnung 

Vogelbeere Sorbus aucuparia II. Ordnung 
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Sträucher: 
 

Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse* 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea Strauch 

Gewöhnliche Hasel Corylus avellana Strauch 

Gewöhnl. Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus Strauch 

Faulbaum  Frangula alnus Strauch 

Gewöhnlicher Liguster  Ligustrum vulgare Strauch 

Schlehe Prunus spinosa Strauch 

Kreuzdorn Rhammus cathartica Strauch 

Echte Hunds-Rose Rosa canina Strauch 

Wein-Rose Rosa rubiginosa Strauch 

Grau-Weide Salix cinerea Strauch 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra Strauch 

Trauben-Holunder  Sambucus racemosa Strauch 

Wolliger Schneeball  Viburnum lantana Strauch 

Gewöhnlicher Schneeball  Viburnum opulus Strauch 

 
  
 
aufgestellt:  
Stuttgart, den 16.07.2012 
letztmalig geändert: 20.09.2012 
Wick + Partner 
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Folgende Behörden haben Anregungen und Hinweise abgegeben: Stand 26.09.2012 
 
1. Schreiben 

vom  
27.07.2012 

Erdgas Sudwest Netz GmbH 
Brunnenbergstraße 27 
89597 Munderkingen 

Im Bereich der Straße „An der Weide“ sind Gasleitungen vorhan-
den, die in Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger verlegt 
wurden. 
 
Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der Straßen- und 
Gehwegoberflächen (Abtrag > 10 cm, Auftrag > 30 cm) sowie bei 
anderen Maßnahmen, die die Gasleitungen tangieren, ist die 
Erdgas Südwest GmbH, Technischer Service ETOL, Geislinger 
Straße 36, 89150 Laichingen, rechtzeitig in die Planung mit ein-
zubeziehen, um der Kostenminimierung bei evtl. erforderlichen 
Umbaumaßnahmen oder Umplanungen gerecht zu werden. 
 
Ein Anschluss zusätzlicher Straßen an das vorhandene Netz ist 
technisch möglich; eine Entscheidung über den Ausbau kann je-
doch erst anhand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erfolgen, 
wenn ein entsprechender Bedarf für Erdgasanschlüsse besteht, 
bzw. keine Erschliessung mit Nahwärme durch Dritte erfolgt. 
 
Bei neuen Erschließungsstraßen und -wegen sollte vorsichtshal-
ber darauf geachtet werden, dass eine Trasse für eine Gaslei-
tung vorgesehen wird. Bei Privatstraßen oder -wegen muss dann 
ein entsprechendes Leitungsrecht für die Gasleitung im Bebau-
ungsplan eingetragen werden. 
 
Die Einhaltung der Baumschutzverordnung wäre vom Erschlie-
ßungsträger zu veranlassen und zu bezahlen. 
 
 
 
 

– Kenntnisnahme – 
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2. 27.07.2012 Regierungspräsidium 
Tübingen, Abteilung 2 
Postfach 26 66 
72016 Tübingen 

Keine Äußerung aus der Sicht der Raumordnung. – Kenntnisnahme – 
 

3. 27.07.2012 Ehinger Energie 
GmbH & Co. KG 
Groggentalgasse 5 
89584 Ehingen 

Dieser Bereich gehört nicht zu unserem Versorgungsgebiet. – Kenntnisnahme – 
 

4. 31.07.2012 Hochsträß – 
Wasserversorgungsgruppe I 
Allmendingen 

Die Hochsträß-Wasserversorgungsgruppe I sieht sich durch die 
beabsichtigte Änderung des Bebauungsplans „An der Weide, 6. 
Änderung“ nicht in ihrem Aufgabenbereich berührt. 
 

– Kenntnisnahme – 
 

5. 25.07.2012 Regionalverband Donau-Iller 
Schwambergerstraße 35 
89073 Ulm 

Der Regionalverband begrüßt die Stärkung der Innenentwicklung 
durch die Änderung des Bebauungsplans „An der Weide, 6. Än-
derung“. Regionalplanerische Belange sind nicht beeinträchtigt. 
Es bestehen daher von unserer Seite keine Einwände. 
 

– Kenntnisnahme – 
 

6. 03.08.2012 Regierungspräsidium 
Tübingen, Abteilung 4 
Postfach 26 66 
72016 Tübingen 

Durch die Änderung des o. a. Bebauungsplans ist die Abteilung 
Straßenwesen und Verkehr des Regierungspräsidiums Tübingen 
nicht betroffen. 
 

– Kenntnisnahme – 
 

7. 14.08.2012 EnBW Regional AG 
Postfach 12 55 
88396 Biberach 

Im nördlichen Bereich dieser Änderung befindet sich ein 0,4-kV-
Kabel von uns (siehe beiliegender Planausschnitt). Wir gehen 
davon aus, dass dieses Kabel bestehen bleiben kann. 
 
Die Versorgung mit elektrischer Energie kann durch Erweiterung 
des bestehenden Netzes erfolgen. 
 
Vor der Erfassung der auszuschreibenden Leistungen für die Er-
schließungsarbeiten bitten wir Sie um ein Koordinationsgespräch, 
damit die Leistungsgrößen (für Telekom, Straßenbeleuchtung, 
BVA und Strom) abgestimmt werden, um weitere Synergiepoten-

– Kenntnisnahme – 
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tiale bei einer gemeinsamen Ausschreibung und Auftragsvergabe 
zu erzielen. 
 
Ansprechpartner für die Koordinierung und Durchführung von 
Baumaßnahmen ist Herr Walter Schenz, T 07351. 53-2966 
 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
 

8. 16.08.2012 DB Services 
Immobilien GmbH 
Niederlassung Karlsruhe 
Bahnhofstraße 5 
76137 Karlsruhe 
 

Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Deut-
schen Bahn AG hinsichtlich der TöB-Belange keine Einwendun-
gen, wenn folgende Hinweise und Anregungen beachtet und be-
rücksichtigt werden: 
 
Der folgende Text ist unbedingt in den Textteil des Bebauungs-
planes aufzunehmen: 
Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisen-
bahn sind entschädigungslos zu dulden. Hierzu gehören auch 
Bremsstaub, Lärm, Erschütterungen und elektrische Beeinflus-
sungen durch magnetische Felder. Schutzmaßnahmen gegen 
Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn haben gegebe-
nenfalls auf Kosten des Bauherren zu erfolgen. 
In unmittelbarer Nähe der Bahnstrecke ist mit der Beeinflussung 
von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und ande-
ren auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. 
Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrun-
gen zu sorgen. 
Der Antragsteller / Bauherr verzichtet auf die Geltendmachung 
von Abwehrmaßnahmen nach § 1004 BGB in Verbindung mit § 
906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz, die durch 
den Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst sein kön-
nen. 
 

– Kenntnisnahme – 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im Bebauungsplan aufgenom-
men. 
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Die geplante Entwässerung mit Versickerung des Oberflächen-
wassers in Versickerungsanlagen im Plangebiet ist sinnvoll. 
Trotzdem müssen wir im Hinblick auf eine Gefährdung des 
Bahnbetriebs durch evtl. Auswirkungen auf die Bahnanlagen für 
die Entwässerung des Plangebietes fordern, dass im Bebau-
ungsplan entlang der Bahngrenze die Versickerungsmulden nicht 
im Geländestreifen zwischen Bau- und Bahngrenze geplant wer-
den. Ebenso dürfen Abwässer u. Oberflächenwässer nicht auf 
Bahngelände geleitet werden. 
 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen 
müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes 
entsprechen. Bepflanzungen sind daher nach Bahn-Richtlinie 
882 "Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle" 
zu planen und herzustellen. 
Die für die Planung erforderlichen Richtlinienmodule 882.0210 
bis 882.0230 sowie 882.0332 bis 882.0333AOI können bei der 
folgenden Stelle bezogen werden: 
DB Kommunikationstechnik GmbH 
Medien- und Kommunikationsdienste 
Logistikcenter (T.CVM 4) 
Kriegsstraße 136 
76133 Karlsruhe 
Tel.: 0721-938-5965 
Fax: 0721-938-5509 
dzd-bestellservice@deutschebahn.com 
Gemäß der Richtlinie sind als Mindestpflanzabstände für klein- 
und mittelwüchsige Sträucher 8 m einzuhalten, für hochwüchsige 
Sträucher sind es 10 m und für Bäume 12 m, gemessen von 
der Gleismitte des äußersten Gleises. Im Bereich des Bebau-
ungsplans muss der seitliche Pflanzabstand zur Gleisachse min. 
15 m betragen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es werden die Mindestabstände der Richtlinie über-
nommen. Eine Begründung für weitergehende Forde-
rungen wird nicht genannt. 
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Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen 
sind so zu gestalten, dass ein Überhang nach § 910 BGB ver-
mieden wird und die Vorgaben des Nachbarrechts eingehalten 
sind. Die Abstände der Pflanzorte sind so wählen, dass der Ab-
stand zur Grenze gleich der Endwuchshöhe der Bäume und der 
Sträucher ist. Die Pflanzung darf zu keinem Zeitpunkt die Sicher-
heit des Eisenbahnbetriebs gefährden. Die Sicht auf Eisenbahn-
Signale darf nicht beeinträchtigt werden. 
 
Die entstehen Kosten für die Baumpflege oder Beseitigung wer-
den nicht von der DB Netz AG übernommen, sondern sind vom 
Eigentümer des benachbarten Grundstücks zu bezahlen. Die 
Bepflanzung in Gleisnähe sollte nochmals geprüft und vor der 
Ausführung mit uns abgestimmt werden. 
 
Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen, sowie notwendige Maß-
nahmen zur Instandhaltung und Unterhaltung des Eisenbahnbe-
triebs, sind der DB AG weiterhin im öffentlichen Interesse zwei-
felsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 
 
Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und 
dergleichen, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu ge-
stalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzu-
ordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung 
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine 
Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende 
Abschirmungen anzubringen. 
 
Im Hinblick auf die Verkehrssicherheit empfehlen wir, vom Bau-
herrn das zu bebauende Grundstück zum Bahngelände hin - be-
sonders im Bereich des geplanten Spielplatzes mit einer dauer-
haften Einfriedung abzugrenzen. Diese Maßnahme dient zum 
Schutz der Personen und Fahrzeuge vor den Gefahren des Ei-
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senbahnbetriebs. Rechtsgrundlage ist die Wahrung der Ver-
kehrssicherungspflicht gemäß 'den Grundsätzen des § 823 BGB. 
Die Kosten für Herstellung, Erhaltung bzw. Unterhaltung des 
Zaunes trägt der Antragsteller. Die DB AG benötigt aber für In-
spektions- und Wartungsarbeiten weiterhin eine Zugangsmög-
lichkeit im Bereich des Bebauungsplans zu den Gleisanlagen. 
 
Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnlinie ist 
die Deutschen Bahn AG als Angrenzer frühzeitig zu beteiligen. 
Bei der Bauausführung sind ggf. Bedingungen zur sicheren 
Durchführung des Bahnbetriebs zu beachten. Da Kabel und Lei-
tungen auch außerhalb von DB-eigenem Gelände verlegt sein 
können, ist rechtzeitig vor Beginn von Maßnahmen eine Kabel- 
und Leitungsprüfung durchzuführen. 
 

9. 21.08.2012 Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
Kreisentwicklung, Bauen 
Postfach 28 20 
89070 Ulm 

1 Anregungen 
 

1.1 Kreisentwicklung, Bauen 
 
Kreisentwicklung 

1.1.1 Im Hinblick auf „Stärkung der Innenentwicklung“ wird die 
Änderung des Bebauungsplans grundsätzlich begrüßt. 
 
Angeregt wird, folgende Punkte zu prüfen: 

1.1.2 Bei einer zulässigen DN von 30° und einer zulässigen 
Traufhöhe von 3,90m wird die ausgewiesene I-Geschos-
sigkeit nicht immer ausreichen. 
Wir schlagen daher vor, die Geschossigkeit (anrechenbar) 
auf II - nicht zwingend - anzuheben. 
 

1.1.3 Nach § 17 Ziff. 1 der BauNVO wird bei WA eine GRZ von 
0,4 als Obergrenze vorgeschlagen. Bei der Ermittlung der 

 
 
 
 
 
1.1.1 – Kenntnisnahme – 
 
 
1.1.2 u. 1.1.3 
 Das Planungsziel der Gemeinde besteht in der 

Anpassung der städtebaulich-räumlichen 
Gebietsfestsetzungen (Erschließung, 
überbaubare Fläche, realisierbare 
Grundstücksgrößen u.a).   

 Eine Veränderung des Maßes der baulichen 
Nutzung soll insbesondere auch mit Rücksicht 
auf die angrenzende Bebauung und das beste-
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Grundfläche sind u.a. auch die Grundflächen von Gara-
gen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten zuzurechnen. Die 
vorgesehene GRZ von 0,3 erscheint zum Teil etwas nied-
rig. 
 
 

1.2 Forst, Naturschutz 
 
Naturschutz 

1.2.1 Zum Textteil, C – Hinweise – 11. Artenverwendungsliste 
Die Untere Naturschutzbehörde regt an, die Bäume der 
Wuchsklasse I. Ordnung aus der Liste zu streichen.  
 
Begründung: Diese Baumarten können aufgrund ihrer art-
gemäßen Höhen bis 30 m in Hausgärten gravierende, 
über das ortsübliche Maß hinausgehende nachbarbeein-
trächtigende Wirkungen hervorrufen; z.B. Schattenwurf, 
Überhang, Samenflug. Der nachbarrechtliche Einzel-
baum-Grenzabstand von 6 m für diese Baumarten ist 
zwar ein regulierender Faktor, kann aber bei guten Stand-
ort- und Wachstumsbedingungen die o.a. Beeinträchti-
gungen nicht verhindern. Vor allem die Arten Sandbirke, 
Esche und Zitterpappel sind unter den o.a. Kriterien als 
problematisch zu bewerten. Die Bäume II. Ordnung und 
die Sträucher sichern bei fachgerechter Verwendung eine 
ausreichende Ein- und Durchgrünung der Wohngebiete.  
 
Hinweis: Der deutsche Name für Betula pendula ist Sand- 
bzw. Weißbirke als Hängebirke wird die Trauerform „Betu-
la pendula ‚Tristis’“ bezeichnet. 

 
 
 

hende Planungsrecht nicht erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2.1 Die Streichung der Bäume der Wuchsklasse I. 

Ordnung erfolgt. 
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2 Hinweise 
 

2.1 Kreisentwicklung, Bauen 
Bauen 

2.1.1 Rechtsgrundlagen: 
Die Rechtsgrundlagen des schriftlichen Teils des Bebau-
ungsplans sind anzupassen. 
Baugesetzbuch; In der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBI. I. S. 2414), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.07.2011 (BGBI. I. S. 1509). 
Planzeichenverordnung; In der Fassung vom 18.12.1990 
(BGBI. 1991 I S. 58), geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22.07.2011 (BGBI. I. S. 1509). 
 

2.1.2 Nach dem Anhang zu § 50 Abs. 1 Ziff. 3d LBO sind Wind-
energieanlagen bis 10m Höhe verfahrensfrei (Mast ohne 
Rotor). Die Höhe wird von der Gründung bis zum Masten-
de berechnet. Hierzu gehen beim Landratsamt vermehrt 
Anfragen ein. Sofern die Gemeinde hierzu Regelungen 
treffen möchte, sollte dies im Zuge der Bebauungsplan-
änderung erfolgen. 

 
2.1.3 Wir bitten mit der Anzeige oder der Genehmigung des 

Bebauungsplans, diesen auch in digitaler Form (.shp – 
.pdf) vorzulegen. 
 

 
2.2 Umwelt- und Arbeitsschutz 

Abwasser 
2.2.1 Für das zur Bebauung vorgesehene Gebiet ist vom Träger 

der Bauleitplanung der Nachweis einer geordneten Ab-
wasserbeseitigung unter Berücksichtigung der Nieder-
schlagswasserbeseitigung nach § 45b Abs. 3 des Was-

 
 
 
 
2.1.1 Es erfolgt eine Anpassung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.2 Eine Regelung in diesem Verfahren für einen 

kleinen Teilbereich erscheint nicht sinnvoll. Im 
Sinne der Gleichbehandlung des Einzelnen und 
der Gesamtwirkung für das Ortsbild wäre ein 
solches Planungsziel über einen städtebaulich 
sinnvoll abzugrenzenden Ortsbereich umzuset-
zen. 

 
2.1.3 – Kenntnisnahme – 
 
 
 
 
 
 
2.2.1 Die Konzeption der Abwasserbeseitigung erfolgt 

im Rahmen der Erschließungsplanung. 
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sergesetzes zur erbringen und der unteren Wasserbehör-
de zur wasserrechtlichen Genehmigung/Erlaubnis recht-
zeitig vor Baubeginn vorzulegen. 
Die Bemessungskriterien für die erforderlichen Abwasser- 
und Niederschlagswasseranlagen sind rechtzeitig mit der 
unteren Wasserbehörde abzustimmen.  
 
Um weitergehende Behandlungsmaßnahmen bei der de-
zentralen Niederschlagswasserbeseitigung zu vermeiden, 
sollten Dach- und Fassadenbekleidungen aus unbe-
schichteten Metallen wie z.B. Kupfer, Zink, und Blei 
grundsätzlich vermieden werden. Eine entsprechende 
Formulierung sollte im Bebauungsplan enthalten sein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 Zur Materialverwendung erfolgt eine Ergänzung 

unter Hinweise im Bebauungsplan. 

10. 28.08.2012 Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
Adolph-Kolping-Straße 2-4 
78166 Donaueschingen 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichen-
de Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m 
für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom 
vorzusehen. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir 
bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, 
die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien 
der Telekom nicht behindert werden. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Grün-
den eine Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikati-
onsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung 
aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer aus-
reichenden Planungssicherheit möglich ist. 

– Kenntnisnahme – 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis ist im Bebauungsplan 
enthalten. 
 
 
 
 
 
 
– Kenntnisnahme – 
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Wir bitten daher sicherzustellen, dass 
 
- für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschlie-

ßungsgebiet die ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie 
Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich ist. 

 
- der Erschließungsträger verpflichtet wird, in Abstimmung mit 

uns im erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung von 
oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur 
Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer be-
schränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Tele-
kom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos 
zu sichern. 

 
- eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage 

und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen 
wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für 
Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger 
erfolgt. 

 
- die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der TK-

Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr verändert wer-
den. 

 
Die zuvor genannten Kriterien gelten auch für die Zuführung zum 
Ausbaugebiet, sollten die notwendigen Ressourcen nicht zur Ver-
fügung stehen. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaß-
nahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Be-
ginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungs-
plangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der im 
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Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 3 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 

 
 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit gingen folgende Anregungen und Hinweise ein: Stand 26.09.2012 
 
11 10.07.2012 Karl Mayer 

An der Weide 10 
Allmendingen 

Parkplatzmöglichkeiten zu wenig für Rot-Kreuz-Heim und Albver-
einsheim. 
Zeitweise sind die Parkplätze total überfüllt. PKW stehen auf 
Gehwegen. Kinder und Mütter mit Kinderwagen müssen auf der 
Straße an den PKWs vorbei. 
Teilweise beim Busverkehr fahren Busse auf Gehwegen (Ge-
fährdung). 
Auch die Tempo 30-iger Zone viel zu schnelle fahrweise. 
Manchmal ist das Ausfahren aus meiner Garagenausfahrt er-
schwert – da gegenüber PKW parken. 
Vorschlag beim neuen Plan „An der Weide“ Parkplätze auszu-
weisen hinter dem Spielplatz über die neu eingeplante Straße mit 
Wendeplatz. 
 

Die Bebauungsplanänderung bezieht sich auf die 
Ausweisung von Wohnbaugrundstücken. Bei der Be-
bauung sind ausreichend Stellplätze nach LBO zu rea-
lisieren. Eine Verschärfung der Situation ist mit der 
Bebauungsplanänderung nicht zu erwarten. 
 
Der Ausweis von Parkplätzen im Rahmen dieses Be-
bauungsplans ist nicht Zielsetzung. Der Standort hin-
ter dem Spielplatz bietet sich nicht an, da zu lange 
Wege von der Straße An der Weide bestehen würden 
(schlechte Auffindbarkeit, wenig Akzeptanz) und zu-
sätzlicher Verkehr durch das Wohngebiet entstehen 
würde. 
 

 
 
 
aufgestellt: 
Stuttgart, den 20.09.2012 
Wick+Partner 
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1. Anlass und Planungsziele 

Der Bebauungsplan „An der Weide“ wurde 1979 rechtskräftig und überplant einen großen Be-
reich westlich der Bahn zwischen Kleindorfer Straße und Marienstraße.  
 
Im rechtsgültigen Bebauungsplan werden im Planbereich Grundstücke und deren überbauba-
ren Flächen nahezu gleicher Größe ausgewiesen. Für eine Realisierung zeigt sich, dass das 
Angebot unterschiedlicher Grundstücksgrößen mit flexibel überbaubaren Grundstücksflächen 
marktgerechter wäre. Da für die Neueinteilung der Grundstücke eine Überplanung der Ver-
kehrsfläche und Veränderung der überbaubaren Grundstücksflächen notwendig ist (Verschie-
bung Sticherschließung, Änderung Baugrenzen) erfolgt eine Bebauungsplanänderung. 
 
Die Änderung des Bebauungsplans dient der Nutzung innerörtlicher Flächenpotenziale und 
damit der Innentwicklung. Die Planänderung erfolgt daher im beschleunigten Verfahren als 
Bebauungsplan der Innentwicklung (§ 13 a BauGB). Durch die Planänderung wird eine kurz-
fristige Vermarktung der Grundstücke erwartet. 
 
 

2. Lage und Umfang des Plangebietes, Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt in der Ortslage der Gemeinde Allmendingen, nordwestlich der Ortsmitte. 
Der Geltungsbereich liegt östlich der Straße „An der Weide“ bis zur Bahnlinie und hat eine 
Flächengröße von ca. 0,75 ha. Die Flächen sind unbebaut. 
 
Maßgebend ist der Geltungsbereich, wie er im Planentwurf vom 26.09.2012 dargestellt ist. 
Im Geltungsbereich liegen die Grundstücke mit den Flurstücksnummern 23/2, 23/4; 24/4 
(Weg, teilweise); 27, 28 und 29 (teilweise); 30, 31, 31/1, 31/2, 35 (Weg); 89/3, 89/7. 
 
Das Gelände ist nahezu eben. 
 
 

3. Bebauungsplanverfahren 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innentwicklung gemäß § 13a BauGB im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt. Die Anwendungsvoraussetzungen gemäß § 13a Abs.1 
Nr.1 BauGB, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzuführen, sind gegeben, 
weil der Bebauungsplan Maßnahmen der Innenentwicklung dient, weniger als 20.000 m2 an-
rechenbare Grundfläche festgesetzt werden und keine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht. 
Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt gemäß § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB nach den Vor-
schriften des § 13 Abs.2 und Abs.3 Satz 1 BauGB. Dies bedeutet, dass: 
 
- von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 abgese-

hen wird, 
- die Auslegung nach § 3 Abs.2 durchgeführt wird, 
- die Beteiligung nach § 4 Abs.2 durchgeführt wird, 
- von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4, 
- vom Umweltbericht nach § 2a, 
- von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-

fügbar sind, sowie 
- von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs.4 BauGB 

abgesehen wird und 
- § 4c (Überwachung von erheblichen Umweltauswirkungen) 

nicht anzuwenden ist. 
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4. Übergeordnete Planaussagen / Planungsrechtliche Situation 

4.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan VG Allmendingen-Altheim) 

Im Flächennutzungsplan ist das Plangebiet als bestehende Wohnbaufläche dargestellt. 
 

4.2 Verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplan „An der Weide“) 

Planungsrechtliche Grundlage für den Geltungsbereich bildet der am 19.09.1979 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan ‚An der Weide’ (vgl. Planausschnitt Darstellung unten). 
Der Bebauungsplan stellt für den Bereich ‚Kinderspielplatz’ eine zulässige Nutzung entspre-
chend eines ‚Allgemeinen Wohngebiets’, die überbaubaren Grundstücksflächen durch Bau-
grenzen, das Maß durch GRZ von 0,3, GFZ von 0,5 und einer Zulässigkeit von einem Vollge-
schoss sowie eine zulässige offene Bauweise ausschließlich von Einzel- und Doppelhäusern 
dar. 
Es ist ein Erschließungsstich als Verkehrsfläche festgesetzt und führt von der Straße ‚An der 
Weide’ nach Osten zur Grundstückserschließung und endet in einer Wendefläche. 
Neben der Wohngebietsausweisung ist eine Fläche als öffentliche Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Spielplatz ausgewiesen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Ausschnitt  

Bebauungsplan An der Weide, 

rechtsgültig vom 19.09.1979 

 
 
 

5. Umweltbericht / Umweltverträglichkeitsprüfung / Eingriffsregelung 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren durchgeführt. Nach § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB entfällt für Bebauungspläne der Innenent-
wicklung die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB.  
Eine überschlägige Prüfung der erheblichen Umweltauswirkungen unter Berücksichtigung der 
Anlage 2 BauGB nach § 13a Abs.1 Nr.2 BauGB entfällt, da der Bebauungsplan eine Grundflä-
che weniger als 20.000 qm festsetzt und keine weiteren Bebauungspläne in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden. 
Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht nicht. 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000- oder europäischen Vogelschutzge-
bieten bestehen nicht. 
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Entsprechend § 13a Abs.2 Nr. 4 BauGB gelten die Eingriffe im Sinne § 1a (3) Satz 5 als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Das bedeutet, dass die Eingriffsregelung 
bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung nicht anzuwenden ist. 
 
Belange des Umweltschutzes und des Artenschutzes 
Unberührt bleibt, dass bei der Abwägung die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen sind (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB). Bei 
dem Plangebiet handelt es sich um einen planungsrechtlich überplanten Ortsbereich. Inner-
halb des Plangebietes sind keine wesentlichen, nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwar-
ten. Die Bebauungsplanaufstellung dient der Innenentwicklung und wirkt damit vielmehr einer 
weiteren Zersiedelung im Außenbereich entgegen. 
 
Auch bei Vorhaben der Innenentwicklung nach § 13a BauGB ist zu prüfen, inwiefern Belange 
des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG berührt werden. Hierzu wird eine Rele-
vanzprüfung durchgeführt, die dem Bebauungsplan als Anlage ergänzt wird. 
Eventuelle Maßnahmen, welche geeignet sind, artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu 
vermeiden oder die Wirkintensität des Vorhabens zu verringern, werden dort formuliert und 
wenn notwendig im Bebauungsplan als  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 i.V.m. § 1a BauGB oder als Pflanzgebot 
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) festgesetzt. 
 
 

6. Bestandssituation und Rahmenbedingungen 

Das zu überplanende Gebiet ist ein Teilbereich der historischen Siedlungsstruktur Allmendin-
gens. Als Dorfstraße bildet die Kleindorfer Straße das Rückgrad des Kleindorfs mit seiner hi-
storischen Bebauung. Die Umgebung des Plangebiets dagegen, dies umfasst den überwie-
genden Bereich des gesamten Bebauungsplans „An der Weide“, wurde erst nach dem Krieg 
bebaut und zeigt daher eine entsprechende Charakteristik, freistehende Wohngebäude mit 
privaten Gartenbereichen. 
Die Flächen des Geltungsbereichs der Planänderung sind unbebaut, am Südrand besteht ein 
Erschließungsstich, der zur Erschließung des Planbereichs herangezogen werden kann und 
der die südlich angrenzenden Grundstücke bereits erschließt. 
Das südöstliche Grundstück des Geltungsbereichs dieser Planänderung wird über den weiter 
südlich verlaufende Erschließungsstich ‚Nelkenweg’ von Süden erschlossen. 
Am Nordrand des Geltungsbereichs wird eine Grünfläche festgesetzt, die als Spielplatzerwei-
terung und -ergänzung dienen soll. 
 
Die Festsetzungen sind vom rechtsgültigen Bebauungsplan soweit sinnvoll übernommen und 
soweit städtebaulich notwendig ergänzt. Die im bestehenden Planungsrecht festgesetzte Er-
schließungsstruktur des Stichs wird übernommen; die Planänderung bezieht sich insbesonde-
re auf die Verschiebung der Erschließungsflächen, um eine flexiblere und damit marktgängi-
gere Grundstückseinteilung erreichen zu können. 
 
 

7. Festsetzungen des Bebauungsplanes (§ 9 BauGB) 

Die Änderungen des Bebauungsplans beziehen sich vornehmlich auf die Anpassung des Er-
schließungsstichs und die notwendige Anpassung der Baugrenzen, um die beabsichtigte 
stadträumliche Ausbildung des Quartiers zu erreichen.  
Die Planung für die 6. Änderung des Bebauungsplans ‚An der Weide’ steht damit in der räum-
lichen Kontinuität des Gesamtbebauungsplans im restlichen Geltungsbereich. Insofern sind 
hier am grundlegenden städtebaulichen Planungskonzept des Bebauungsplans keine nach-
haltigen Änderungen zu konstatieren. 
Die weiteren planungsrechtlichen Festsetzungen dienen der Anpassung an zeitgemäße Pla-
nungs- und Genehmigungsanforderungen. 
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7.1 Art der baulichen Nutzung 

Beibehaltung Allgemeines Wohngebiet 
 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Beibehaltung der GRZ von 0,3, der GFZ von 0,5 und der Zahl der Vollgeschosse von I. 
 
Die Gebäudehöhen waren bisher über die Wandhöhe definiert, gemessen im Schnittpunkt 
zwischen Hauswand, neuem Gelände und Sparrenoberkante – 1. Vollgeschoss 3,50 m –. 
Die Wandhöhe unter obige Definition wird auf 3,90 m erhöht, um heutigen baukonstruktiven 
Anforderungen gerecht zu werden. Die Höhe hat sich in Allmendingen auch bei anderen Be-
bauungsplänen als sinnvoll notwendiges Maß ergeben. Eine Beeinträchtigung auf umliegende 
Grundstücke außerhalb des Plangebiets ist damit nicht verbunden. 
 

7.3 Bauweise 

Die offene Bauweise mit der Zulässigkeit von Einzel- und Doppelhäusern wird beibehalten. 
 

7.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden wie bisher durch Baugrenzen definiert. Die 
großflächige Überbauungsmöglichkeit lässt für die weitere Entwicklung des Gebiets eine gro-
ße Flexibilität zu.  
 

7.5 Stellung der baulichen Anlagen 

 
7.6 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Ziel ist, aufgrund der geringen verkehrlichen Belastung, die gleichrangige Benutzung des Öf-
fentlichen Raums durch alle Verkehrsteilnehmer und damit eine Flächen sparende Erschlie-
ßung des Wohnquartiers zu erreichen. Der ebenengleiche Ausbau einer Mischverkehrsfläche / 
verkehrsberuhigter Bereich stellt dies baulich dar. Am Ende des Stichs ist eine Wendeanlage 
vorzusehen. 

 
7.7 Grünfläche 

Die nördliche Fläche des Geltungsbereichs wird als Grünfläche zur Erweiterung und Ergän-
zung des Sielplatzes festgesetzt.  

 
7.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft sowie Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Die Maßnahmen dienen der Minimierung der Eingriffe und der Vermeidung artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände. 
• Einzelpflanzgebote im privaten Grundstücksbereich 
Mit dem Ziel einer Durchgrünung der privaten Grünflächen und damit zur Sicherung eines at-
traktiven Wohngebiets werden Maßgaben zur Pflanzung von Einzelgehölze auf Privat-
grundstücken festgesetzt, welche neben der gärtnerischen Gestaltung auch das charakteristi-
sche Ortsbild der Baumwiese im Innenbereich erhalten sollen. 
 
Die Pflanzliste für die Straßenbäume und die Artenliste der Gehölze garantieren die Verwen-
dung von einheimischen, standortgerechten Gehölzen. 
 
 

8. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m § 74 LBO) 

8.1 Äußere Gestaltung, Dachform, Dachneigung 
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Die Vorgaben zur äußeren Gestaltung und Dachform/Dachneigung dienen der Einbindung des 
Plangebiets in die Ortslage Allmendingens. Um jedoch die Nutzung regenerativer Energien zu 
ermöglichen, werden Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie zugelassen. 
 

8.2 Werbeanlagen 

Auch die Maßgaben zu Größe und Lage von Werbeanlagen dienen der Vermeidung von visu-
ellen Beeinträchtigungen. 
 

8.3 Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen 

Die Begrenzung von Mauernhöhen bei Einfriedungen wird beibehalten. 
 

8.4 Zahl der notwendigen Stellplätze 

Die Zahl der notwendigen Stellplätze wird auf 2 Stellplätze je Wohneinheit festgelegt. Damit ist 
gewährleistet, dass eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen auf privaten Grundstücken 
hergestellt wird und eine weitere Belastung des öffentlichen Raumes durch Parkierungsdruck 
unterbleibt.  
 
 

9. Städtebauliche Kenndaten 

 

Ermittlung der Flächenanteile Fläche 

ca. in qm 

Anteil in 

Prozent 

Bebauungsplan Plangebiet/Geltungsbereich 7.570 100 % 

Öffentliche Verkehrsflächen 780 10 % 

Grünfläche 890 12 % 

Wohngebietsflächen 5.900 78 % 

 
 
10. Zeichnerische Darstellung des Bebauungsplanes 

Die Planzeichen sind in der Zeichenerklärung des Planteils zum Bebauungsplan erläutert. 
 
 

 
 

  
 
Aufgestellt:  
Stuttgart, den 25.06.2012 
letztmalig geändert: 21.09.2012 
Wick + Partner 
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